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Verfahrensfragen: 

1. Wie sind einzelne Wohngebäude voneinander abzugrenzen, beispielsweise im Fall von 

Reihenhäusern oder einer Blockrandbebauung? 

2. Wie ist die 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 anzuwenden? Insbesondere: 

(a) Ist § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 zur Ermittlung der 100-kWp-Grenze anzuwenden? 

(b) Entfällt der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag bei einer Leistung von insgesamt 

mehr als 100kWp vollständig oder nur für den 100kWp übersteigenden Leistungsanteil? 

3. Unter welchen Voraussetzungen liegt ein Verbrauch „im unmittelbaren räumlichen Zu-

sammenhang“ i.S.v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 vor? 

4. Was sind „Nebenanlagen“ i.S.v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017? 

5. Unter welchen Voraussetzungen dienen mindestens 40 % der Fläche eines Gebäudes 

dem Wohnen i.S.v. § 21 Abs. 3 Satz 2 EEG 2017? Wie ist dieser Wert im Einzelfall zu ermit-

teln? 

 

 

Stellungnahme: 

Der BDEW stimmt den Ausführungen in dem Hinweisentwurf in weiten Teilen zu. Lediglich an 

einigen Stellen besteht noch Konkretisierungsbedarf (siehe hierzu im Einzelnen die Anmer-

kungen zu den Leitsätzen und zur Begründung des Hinweisentwurfs unten).  

 

1. Anmerkungen zu den Leitsätzen 

a) Zu Leitsatz Nr. 1: 

Die „selbständige Benutzbarkeit der jeweiligen Einheiten“ als entscheidendes Kriterium für die 

Frage, ob es sich um ein oder mehrere Wohngebäude handelt, dürfte für die praktische An-

wendung wenig greifbar sein. Möglicherweise wäre es hilfreich, stattdessen oder zumindest 

ergänzend in den Leitsatz den Hinweis aus Rn. 10 aufzunehmen, dass bei Reihenhäusern 

und Blockrandbebauungen grundsätzlich jede mit Hausnummer versehene Einheit und bei 

mehrstöckigen Gebäuden grundsätzlich jede mit einem eigenen Treppenhaus versehene 

Einheit das einzelne Gebäude darstellt. Denn diese Anwendungsfälle sind auch in den Ver-

fahrensfragen ausdrücklich angesprochen.  

Allerdings sollte berücksichtigt werden, dass die vorgeschlagene Abgrenzung nach Haus-

nummern und Treppenhäusern bei größeren Wohnkomplexen in der Praxis nicht in allen Fäl-

len geeignet sein wird, mit PV-Anlagen belegte Dachflächen eindeutig den so definierten ein-

zelnen Wohngebäuden zuzuordnen. Schwierigkeiten können sich etwa dann ergeben, wenn 

die Dachfläche nicht getrennt nach den einzelnen „Gebäuden“, sondern einheitlich über den 
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gesamten Wohnkomplex hinweg mit Solaranlagen ausgestattet wird. Scheidet eine Zuord-

nung zu mit Hausnummern bzw. Treppenhäusern versehenen Einheiten aus, müsste in die-

sem Fall wohl von einer 100 kW-Grenze für das gesamte oberirdisch nicht abgesetzte Ge-

bäude ausgegangen werden. 

 

b) Zu Leitsatz Nr. 2: 

Hier könnte zur Klarstellung ergänzt werden, dass  

„nur solche Solaranlagen maßgeblich (sind), die ab dem Stichtag 25. Juli 2017 auf dem je-

weiligen Wohngebäude in Betrieb genommen worden sind.“ 

 

c) Zu Leitsatz Nr. 4:  

Der BDEW regt zur besseren Verständlichkeit an, den zweiten Satz (ebenso die Formulie-

rung in Rn. 19) wie folgt zu fassen:  

„Für die Anwendung der Leistungsschwellen gemäß § 23c Nr. 1 i.V.m. § 48 Abs. 2 EEG 2017 

sind daher die Module auf jedem einzelnen Gebäude – und unter den Voraussetzungen von 

§ 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ggf. auch mit Modulen auf anderen Gebäuden – zusammen-

zufassen.“ 

 

d) Zu Leitsatz Nr. 5:  

Es sollte eingangs klargestellt werden, dass die Darlegungs- und Beweislast für die Voraus-

setzungen des Mieterstromzuschlags gemäß § 21 Abs. 3 EEG 2017 und damit auch für eine 

mindestens zu 40 Prozent dem Wohnen dienende Nutzung der Fläche des betreffenden Ge-

bäudes beim Anlagenbetreiber liegt.  

Der BDEW teilt die Auffassung, dass (nur) in Zweifelsfällen eine nähere Betrachtung der ver-

schiedenen Nutzungen im Verhältnis zur gesamten Nutzfläche erforderlich ist. Der Verweis 

auf die DIN 277 erscheint für die Praxis allerdings recht kompliziert, zumal die aktuelle Fas-

sung von 2016 offenbar nur gegen Entgelt (> 60,- €) beim Beuth-Verlag bestellt werden kann. 

Es wäre deshalb sinnvoll, wenn diese nicht immer schon dann herangezogen werden müss-

te, wenn die geschossweise Aufteilung nicht zu eindeutigen Ergebnissen führt.  

Denn auch bei gemischten Nutzungen und atypischen Gebäuden kann der Nachweis einer 

mindestens 40-prozentigen Wohnnutzung ggf. einfach bzw. anhand einer überschlägigen 

Betrachtung zu erbringen sein. Hierzu kann die Summe der zu Wohnzwecken vermieteten 

(bzw. vom Eigentümer selbst zu Wohnzwecken genutzten) Flächen der Summe der zu ande-

ren Zwecken genutzten Flächen gegenübergestellt und – bei Zweifeln seitens des 

Verteilnetzbetreibers – z.B. durch Vorlage entsprechender Mietverträge nachgewiesen wer-

den, dass die Wohnnutzung mindestens 40 Prozent beträgt. Dabei dürfte es sich aus Grün-

den der Vereinfachung anbieten, gemeinschaftlich genutzte Flächen aus der Betrachtung 



 

Stellungnahme zum Hinweisverfahren 2017/46 der Clearingstelle EEG/KWKG – „Mieterstromzuschlag“    Seite 4 von 7 

auszunehmen.1 Ein Vorgehen nach der DIN 277 sollte nur in Fällen erfolgen, in denen die 

mindestens 40-prozentige Wohnnutzung nicht ohne Weiteres anhand anderer Darlegungen 

plausibel gemacht werden kann.  

Der BDEW weist vorsorglich darauf hin, dass die angesprochenen Erleichterungen zum 

Nachweis der Eigenschaft des Wohngebäudes nicht zu einer entsprechenden Ausweitung 

des Anspruchs des Anlagenbetreibers führen, sondern lediglich auf die Prüftiefe des Netzbe-

treibers abstellen. Es empfiehlt sich für den Anlagenbetreiber, jedenfalls in Grenzfällen die 

Anspruchsvoraussetzung von vornherein nicht nur pauschal, sondern ggf. nach der ange-

sprochenen DIN zu ermitteln und zu dokumentieren.  

 

2. Anmerkungen zur Begründung 

Zur Struktur des Hinweises erlaubt sich der BDEW den Hinweis, dass es für den Rechtsan-

wender die Lesbarkeit und Auffindbarkeit bestimmter Aspekte erleichtern könnte, wenn die 

Begründung nach den einzelnen Tatbestandsmerkmalen des § 21 Abs. 3 EEG 2017 und 

nicht nach den juristischen Auslegungsmethoden gegliedert würde.  

 

a) Zu Kap. 2.1 „Wortlaut“  

Zu Rn. 10 („Wohngebäude“):  

Es sollte klargestellt werden, dass Nebenanlagen wie Carports oder Garagen jedenfalls nicht 

Bestandteil des „Wohngebäudes“ sind und deshalb nicht als Installationsort für die Solarmo-

dule in Frage kommen.2  

Zu Rn. 13 („Zeitlicher Anwendungsbereich“):  

Hier wäre als Stichtag für die vom Anwendungsbereich der 100-kWp-Grenze erfassten Modu-

le der Tag des Inkrafttretens des Mieterstromgesetzes, also der 25. Juli 2017 zu nennen.  

Zu Rn. 16 („100-kWp-Grenze“):  

Ergänzend könnte in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, dass bei einem 

Überschreiten der 100-kWp-Grenze auch durch einen „Verzicht“ auf den Mieterstromzuschlag 

oder eine andere Förderung nach dem EEG 2017 für den über 100 kWp hinausgehenden Teil 

der Installation nicht erreicht werden kann, dass der Anwendungsbereich des § 21 Abs. 3 

EEG 2017 eröffnet wird.  

  

                                                
1
 So auch Hennig/Valentin/von Bredow, in: Frenz u.a. (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Aufl. 2018, § 21 Rn. 43. 

2
 Anders offenbar Hennig/Valentin/von Bredow, in: Frenz u.a. (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Aufl. 2018, § 21 Rn. 42, 

wonach darauf abgestellt werden soll, ob die jeweilige Nebenanlage nach baurechtlicher Bewertung als Teil des 
Gesamtgebäudes anzusehen ist.  
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Zu Rn. 24 („personeller Anwendungsbereich“):  

Ggf. könnte hier zur Klarstellung noch Folgendes ergänzt werden:  

„Strommengen, die im Wege einer Eigenversorgung gemäß § 3 Nr. 19 EEG 2017 oder in 

anderer Weise vom Betreiber der Solaranlage selbst verbraucht werden, sind deshalb 

nicht vom Anwendungsbereich des § 21 Abs. 3 EEG 2017 erfasst. Solche Strommengen 

müssten – unter Beachtung der Vorgaben des § 61h EEG 2017 – gesondert erfasst wer-

den und dürften nicht Bestandteil der nach § 21 Abs. 3 EEG 2017 geförderten Mieter-

strommenge sein.“ 

Zu Rn. 25 („personeller Anwendungsbereich“):  

Hier sollte ergänzt werden, dass auch der Eigentümer des Gebäudes einen Letztverbraucher 

im Sinne des § 21 Abs. 3 EEG 2017 darstellt, sofern er – wie es z.B. beim Contracting regel-

mäßig der Fall ist – nicht mit dem Betreiber der Solaranlage identisch ist (s.o. Rn. 24).  

 

b) Zu Kap. 2.2.1 „40 Prozent Wohnfläche“ 

Zu Rn. 39 ff. wird auf die Anmerkungen zum Leitsatz Nr. 5 verwiesen (s.o. 1.d). Insbesonde-

re auf die Darlegungs- und Beweislast des Anlagenbetreibers sollte nach Auffassung des 

BDEW ausdrücklich verwiesen werden. Ebenso sollte deutlicher zum Ausdruck kommen, 

dass die vorgeschlagene Betrachtung anhand der DIN 277 auch bei gemischten Nutzungen 

und atypischen Gebäuden nur heranzuziehen ist, wenn nicht bereits durch einen einfachen 

Vergleich der genutzten Flächen dargelegt und nachgewiesen werden kann, dass mindes-

tens 40 Prozent der Fläche zu Wohnzwecken genutzt wird.  

 

c) Zu Kap. 2.2.2 „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ 

Zu Rn. 46 ff.: 

Für die Praxis wäre es hilfreich, wenn wenigstens für einige typische Anwendungsfälle eine 

Aussage dazu getroffen werden könnte, ob jeweils ein Verbrauch im unmittelbaren räumli-

chen Zusammenhang erfolgt oder nicht, z.B. für die dem Wohngebäude unmittelbar benach-

barten Hinterlieger, Carports, Ladesäulen oder die Gartenbeleuchtung.  

Zu Rn. 50:  

Nach Auffassung des BDEW wird der unmittelbare räumliche Zusammenhang nicht zwangs-

läufig durch Gebäude, Betriebseinrichtungen oder andere Hindernisse wie Straßen unterbro-

chen, die nicht Bestandteil des jeweiligen Mieterstrommodells sind. Bei dem gebotenen räum-

lich-funktionalen Verständnis kann vielmehr – auch wenn räumliche Hindernisse bestehen – 

ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang im Einzelfall auch dann vorliegen, wenn stärke-

re Indizien gerade für einen funktionalen Zusammenhang sprechen. Dabei kann auch die 

Größe von Erzeugungs- und Verbrauchseinrichtungen und die Bedeutung der Hindernisse 

eine Rolle spielen. Der BDEW teilt insofern nicht die Auffassung, dass der unmittelbare räum-
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liche Zusammenhang stets unterbrochen ist, wenn zwischen Erzeugungsanlage und Ver-

brauchsstelle eine (öffentliche) Straße verläuft.  

 

d) Zu Kap. 2.2.3 „Nebenanlagen“ 

Zu Rn. 60 (Aufzählung der in Betracht kommenden Nebenanlagen):  

Sinnvollerweise sollten hier nur Einrichtungen genannt werden, die überhaupt als Stromver-

brauchseinrichtungen in Betracht kommen. Das scheint etwa bei Fahrradstellplätzen (mit 

Ausnahme von Ladeeinrichtungen für Elektrofahrräder), Müllsammeleinrichtungen, Baum-

häusern, Kinderspielplätzen und Wäschetrockenplätzen zumindest zweifelhaft. Wenn ledig-

lich die diesbezügliche Beleuchtung angesprochen werden sollte, könnte dies klargestellt 

werden. 

 

e) Zu Kap. 2.3 Historisch-genetische Auslegung 

Zu Rn. 71 („Kundenanlage“):  

Der BDEW teilt die Einschätzung, dass der Verbrauch im unmittelbaren räumlichen Zusam-

menhang nicht in jedem Fall mit einem Verbrauch innerhalb der Kundenanlage im Sinne des 

§ 3 Nr. 24a EnWG gleichgesetzt werden kann.3 Denn im Einzelfall kann die Kundenanlage in 

ihrer räumlichen Ausdehnung über den unmittelbaren räumlichen Zusammenhang hinaus 

gehen. Das ergibt sich insbesondere daraus, dass die Definition der Kundenanlage gemäß 

§ 3 Nr. 24a EnWG eigenen Kriterien folgt und in räumlicher Hinsicht lediglich ein „räumlich 

zusammengehörendes Gebiet“ verlangt, was mangels „Unmittelbarkeit“ im Einzelfall ggf. 

weiträumigere Areale erfassen kann als der „unmittelbare räumliche Zusammenhang“.4 Nicht 

ausgeschlossen erscheinen umgekehrt auch Konstellationen, in denen der „unmittelbare 

räumliche Zusammenhang“ über die räumlichen Grenzen der Kundenanlage hinausgehen 

kann. In solchen Fällen ist allerdings die weitere Vorgabe in § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 

2017 zu berücksichtigen, wonach der Mieterstrom nicht durch ein Netz5 durchgeleitet werden 

darf, so dass sich letztlich aus diesem Grund eine Begrenzung auf einen Verbrauch innerhalb 

der Kundenanlage ergibt. Die Kundenanlage wird deshalb in der Regel die „äußere räumliche 

Grenze“ für den Verbrauch im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang ohne Netzdurchlei-

tung darstellen. 

Ergänzend ist im Rahmen der Auslegung im Wege einer systematischen Betrachtung noch 

auf § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 KWKG Bezug zu nehmen; dort ist die Kundenanlage neben ge-

schlossenen Verteilernetzen ausdrücklich als KWKG-zuschlagsfähiger Lieferort für den er-

zeugten Strom benannt – was bei § 21 Abs. 3 EEG 2017 für den Mieterstrom gerade nicht 

der Fall ist. Der Gesetzgeber wollte mit § 21 Abs. 3 EEG 2017 also offenbar eine spezifische 

                                                
3
 A.A. Faasch/Derhardt, Versorgungswirtschaft 2017, S. 297, 298. 

4
 Vgl. zum Begriff der Kundenanlage zuletzt OLG Frankfurt a.M., Urt. v. 08.03.2018, Az. 11 W 40/16 (Kart); 

BNetzA, Beschluss v. 03.04.2017 (Az. BK6-15-166) sowie Beschluss v. 27.07.2017 (Az. BK6-16-279). 
5
 Nach der Definition des „Netzes“ in § 3 Nr. 35 EEG 2017 sind damit nur Netze für die allgemeine Versorgung 

gemeint.  

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-Funktionen/Beschlusskammern/1BK-Geschaeftszeichen-Datenbank/BK6-GZ/2015/2015_0001bis0999/BK6-15-166/BK6-15-166_Beschluss_pdf.pdf;jsessionid=B8FF9B4116EF2A2C4A02D91AC4B0AC9B?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-Funktionen/Beschlusskammern/1BK-Geschaeftszeichen-Datenbank/BK6-GZ/2016/2016_0001bis0999/BK6-16-279/BK6_16_279_Beschluss%20vom%2027_07_2017.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Regelung für den Mieterstrom treffen. Dafür spricht auch, dass in der Gesetzesbegründung 

ausdrücklich auf die Parallele zur Definition der Eigenversorgung in § 3 Nr. 19 EEG 2017 

hingewiesen wird.6 Wenn anstelle des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs auf die 

Kundenanlage abgestellt werden soll, wäre dies also nur nach einer entsprechenden Ände-

rung des Gesetzes möglich.  
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